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Beklagte und Revisionsbeklagte‚

Prozeßbevollmächtigte:°°„°„„°„°„„o„°„ „„„„„„„„„„„ °

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 12° Dezember 1972 in

Berlin durch den Vorsitzenden Richter '

Dr° L a n g k e i t ‚ die Richter S pi.el.m.e year

und S c h r o e d e r — P r i n t z e n und die

ehrenamtlichen Richter R e i m e r und '

N i t s c h e
' ‘ '

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom

8° September 1970 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno
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H

Die Beteiligten streiten über die Gültigkeit des soge—
nannten Bummelerlasses vom 28° Januar 1942°

Der Kläger war seit Oktober 1966 bei dem Tischlermeister

Innungskrankcnkasse gegen Krankheit versichert° In der

Zeit vom 25° April bis 60 Mai 1968 erkrankte er und war
arbeitsunfähig° Danach nahm er die Arbeit nicht wieder

auf° Mit Wirkung vom 20° Mai 1968 wurde er bei der be—

klagten Kasse abgemeldeto Am 22° Mai dieses Jahres erlitt

er einen Verkehrsunfall‚ der stationäre Behandlung er—
forderte°

Mit Bescheid vom 24° Juli 1968 lehnte die Beklagte
es

ab?

dem Kläger aus Anlaß der am 22° Mai 1968 eingetretenen

Arbeitsunfähigkeit Leistungen zu erbringen„ Der Kläger

sei nach Wiedereintritt seiner Arbeitsfähigkeit an 14

aufeinanderfolgenden Kalendertagen unentschuldigt der
Arbeit ferng€blieben und deswegen von seinem Arbeitgeber

abgemeldet worden° Damit habe das Beschäftigungsverhält—
nis nach dem Erlaß des Reichsarbeitsministers (RAM) vom
28:) Januar 1942 (AN S° 91 Nr° Ic 2° a — sogen° Bummel—
erlaß) geend€t°

Der Widerspruch blieb erfolglos° Das Sozialgericht (SG)

hat die Klage abgewiesen‚ das Landessozialgericht (LSG)

die Berufung zurückgewiesenc Es hält den genannten Erlaß

für rechtsgültigo
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Gegen dieses Urteil hat der Kläger die zugelassene

Revision eingelegt° Er verfolgt weiter seine bisherige

Rechtsauffassung, daß der Bummelerlaß nicht mehr gelte°

Dieser habe 5 214 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

wegen kriegswirtschaftlicher Belange eingeschränkt, jene

Normsituation sei jedoch weggefallen°

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil, das Urteil des SG

Braunschweig vom 7° August 1969, den Wider3pruchs—

.bescheid vom 25, Oktober 1968 und den Bescheid vom

24° Juli 1968 abzuändern und die Beklagte zu ver—

urteilen, dem Kläger Krankenhilfe gemäß 5 214 RVG
‘ab 220 Mai 1968 zu zahleno

Die Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden (% 124 Abs° 2 SGG)°

II

Die Revision ist unbegründet°

Der Kläger hat gegen die Beklagte hinsichtlich der Folgen

des Verkehrsunfalls vom 22° Mai l968—keinen Anspruch auf

Krankenhilfe° Das LSG hat zutreffend erkannt, daß 5 214

Abs° l RVG, der die Gewährung von Regelleistungen unter ‘

bestimmten Voraussetzungen auch noch nach dem Ausscheiden

aus der Krankenkasse wegen Erwerbslosigkeit vorsieht,

nicht anwendbar ist°
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'Nach Nr, I. 2.a des Erlasses des RAM vom 28° Januar 1942

über "Bestimmungen über die Kranken— und Arbeitslosenver—

sicherung bei Arbeitsunterbrechung ohne Entgeltzahlung"

(AN So 91) endete das versicherungsrechtliche Be50häfti—

gungsverhältnis mit Ablauf von 14 aufeinander folgenden

Tagen (Kalendertagen)‚ also im vorliegenden Fall? nachdem

der Kläger nach der Zeit der Arbeitsunfähigkeit vom

25° April bis 6° Mai 1968 ohne Zustimmung seines Arbeit—

gebers nicht mehr gearbeitet und kein Entgelt erhalten

hatte‚ am 20. Mai 1968‚ Da der genannte Erlaß — soweit

nicht ausdrücklich aufgehoben — auch heute noch gilt?

durfte der Kläger von seinem Arbeitgeber bei der Be—

klagten zu dem erwähnten Zeitpunkt abgemeldet werden° Mit

diesem Zeitpunkt war die Leistung5pfliCht der Beklagten

endgültig beendet; die Nachwirkung des 5 214 Abs° 1 RVO

war ausgeschlossen (Nr. I° 2‚b des genannten Erlasses)°

Die genannten "Bestimmungen" sind auf Grund des @ 9 Satz 2

der Verordnung (VO) des Beauftragten für den Vierjahres—

plan "zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben

von besonderer staatspolitischer Bedeutung" vom 13° Fe—

bruar 1959 —RGBle 206 —als Rechtsverordnung erlassen
und im Reichsanzeiger — vgl° den Vermerk in AN 1942‚ 91 —
ordnungsgemäß véröffentlich worden (@ 1 des Gesetzes über

die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 15° Oktober
1925,. BGBl I 959, siehe dazu BSG 5, 270, 274)° Nach 5 9

Satz 2 aaO konnte der RAM alle Maßnahmen treffen‚ die auf

dem Gebiet des Arbeitsrechts, des Arbeitsschutzes und der

Reichsversicherung notwendig waren, um diese VO durchzu»

führen. Zwar entspricht diese Vorschrift nicht den seit

Inkrafttreten des Grundgesetzes (GG) an eine Ermächtigung

zum Erlaß von Rechtsverordnungen zu stellenden Mindestan—

forderungen, wie sie Art° 80 Abs° 1 GG vorsehen° Wie der

Senat jedoch in ständiger Rechtsprechung und so auch zu

.“.5“
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dem vorgenannten Erlaß bezüglich Nr° I, 4,a und b ent—

schieden hat (BSG aaO), muß die Frage, ob eine Rechts—

verordnung von der Ermächtigungsnorm gedeckt ist, nach

den zur Zeit ihres Erlasses geltenden Rechtsgrundsätzen

beurteilt werden° Der Senat hat deshalb die Ermächtigung

in 5 9 Satz 2 aaO für die Zeit des nationalsozialisti—

schen Regimes als wirksam und danach den RAM als in der

denkbar weitestgehenden Form als berechtigt angesehen,

Rechts— und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die in

irgendeinem Zusammenhang zu der rechtspolitischen Zwecke

setzung der VO standen (siehe außer der genannten Ent—

scheidung des Senats auch BSG 12, 157, 158/18, 65, 67),

Die Bestimmungen vom 28, Januar 1942 sind — wie sich

aus der Fassung der die Ermächtigung enthaltenden VO

vom 15, Februar 1959 ergibt — "zur Sicherstellung des

Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspoliti—

scher Bedeutung erlassen"° Es sollte die Möglichkeit ge—

schaffen werden, "Bewohner des Reichsgebiets zu Leistun—

gen hcranzuziehen und die Bindung an den Arbeitsplatz

fester zu gestalten"° Nach der damaligen Staatsrechts—

praxis genügte dies, um die erwähnten "Bestimmungen" als
durch die Ermächtigungsnorm gedeckt anzusehen°

Dieser Erlaß ist auch nicht außer Kraft getreten° Aus—

drücklich aufgehoben ist er in der früheren britischen

Zone nicht° Er ist auch nicht aus anderen Gründen nach

dem Kriegsende bzw, dem Zusammenbruch des "Dritten

Reiches" außer Kraft getreten, etwa dadurch, daß die Norm—

situation — unaufschiebbare Aufgaben von besonderer staate—

politischer Bedeutung, festere Bindung an den Arbeitsplatz —
weggefallen ist° Diese Zweckbestimmung war nicht Bestandteil

der vom Gesetzgeber getroffenen Regelung° Selbst wenn das

Wegbleiben von der Arbeit ohne Urlaub in dem hier maßgeb—
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lichen Zeitraum anders als in den Kriegsjahren zu beur—
teilen wäre, fällt jedoch entscheidend ins Gewicht, daß

eine Norm nicht mit jedem Wandel der Normsituation ihre

Geltung einbüßt; sie wird vielmehr nur dann unanwendbar,

wenn ihre Anwendung, gemessen an jedem vernünftigen Zweck,

als völlig zweck— und sinnwidrig angesehen werden müßte

(Larenz, Methoden der Rechtswissenschaft, 2° Aufl° 1969,

555; vgl. auch BVerfG 28, 179, 182),

Auch mit Wegfall der Ermächtigungsgrundlage — spätestens

mit Inkrafttreten des Artikels 129 Abs° } GG — hat der
_„

Erlaß seine Geltung nicht verloren° Eine solche Abhängig—

keit besteht allenfalls für Bestimmungen, die nur zur

Ergänzung oder Durchführung anderer Vorschriften erlassen

worden sind, aber nicht für Vorschriften, die eigen—

ständige Normierungen wie Nr° I° 20a und b des genannten

Erlasses enthalten (BSG 9, 112, 118; 12, 157, 160, 18,
65„68)„ Auch dies hat das LSG zutreffend erkannt°

Die Regelung der Nr. I. 2° des Erlasses vom 28° Januar
1942 ist gemäß Art. 123 Abs° 1 und Art° 125 Nr„ 1 GG fort—

geltendes Bundesrecht und wird auch vom Bundesgesetzgeber

gemäß 5 1 Abs° 1 des Gesetzes über die Sammlung des
Bundesrechts vom 10° Juli 1958 (BGBl I 457) als fest—

gestelltes Bundesrecht angesehen (vgl° BGBl 111 Anhang

820—1)° Daß dieses fortgeltende Bundesrecht nicht von der

Sozialstaatsklausel des GG (Art° 20) infrage gestellt

wird, hat das LSG zutreffend dargelegt° ‘ Ü

Da der Kläger somit keinen Anspruch auf Krankenhilfe nach'

5 214 Abs° 1 EVO hat, war die Revision zurüékzuwéiseno
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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